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Vorblatt 


Änderung der Statistik der Bevölkerungsbewegung 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 

A. Problem 

Bei der Statistik der Bevölkerungsbewegung und Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes fehlen Angaben über Körpergewicht, 
Körperlänge und erkennbare Fehlbildungen bei Geburten. Diese 
Angaben sind aber notwendig für die Erforschung der Ursachen 
von Totgeburten, der Säuglingssterblichkeit und von angebo- 
renen Fehlbildungen. 

Darüber hinaus fehlen auch die erforderlichen Daten über den 
Anteil der Ausländer an der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland. 


B. Lösung 

Die Änderung des Gesetzes soll die Rechtsgrundlage für die 
Erhebung der vorerwähnten Angaben schaffen und zwar unter 
gleichzeitiger Verwendung der Ergebnisse der Volkszählung 
1970. 

Die übrigen Änderungen passen das von 1957 stammende Ge- 
setz den heutigen Gegebenheiten an. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf mit den vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Änderungen, denen die Bundesregierung zu- 
gestimmt hat, einstimmig gebilligt. 


C. Alternativen 

Eine Minderheit des Ausschusses hielt es für notwendig, auch in 
Zukunft die Frage nach der Vertriebenen- und Flüchtlingseigen- 
schaft zu stellen (Streichung von Artikel 1 Nr. 2). 


D. Kosten 

Durch die Erweiterung der Statistik entstehen beim Bund jähr- 
lich 24 000 DM, bei den Ländern jährlich 220 000 DM Mehr- 
kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Statistik 
der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des Be- 
völkerungsstandes 

— Drucksache VI/ 1008 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Miltner 


I, 

Der Entwurf — Drucksadie VI/1008 — ist dem 
Präsidenten des Deutschen Bundestages mit Schrei- 
ben des Bundeskanzlers vom 4. Juli 1970 zugeleitet 
und nach der ersten Beratung in der 64. Sitzung 
vom 16. September 1970 dem Innenausschuß über- 
wiesen worden. Der Ausschuß hat die Beratung in 
seiner Sitzung am 8. Oktober 1970 abgeschlossen 
und einstimmig beschlossen, die Annahme des Ge- 
setzentwurfs unter Berücksichtigung der Stellung- 
nahme des Bundesrates zu Artikel 1 Nr. 3 und 7 
zu empfehlen. 

II . 

Die vorgeschlagene Änderung des Gesetzes über 
die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 4. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 694) soll vor allem die 
Rechtsgrundlage für die Erhebungen schaffen, die 
zur Erforschung der Ursachen von Totgeburten, 
Säuglingssterblichkeit und angeborenen Fehlbildun- 
gen notwendig sind. Außerdem sollen Daten über 
den Anteil der Ausländer an der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland gewonnen werden. 

Die übrigen Vorschriften dienen der Anpassung 
des aus dem Jahre 1957 stammenden Gesetzes an 
die heutigen Gegebenheiten. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 und 7 hat sich der Ausschuß 
der Stellungnahme des Bundesrates, der auch die 
Bundesregierung zugestimmt hat, angeschlossen. Es 
ist dabei an die Fehlbildungen gedacht, die — ob- 
wohl äußerlich nicht feststellbar — vom Arzt ver- 
hältnismäßig leicJit erkannt imd deshalb ohne 
Schwierigkeiten in die Statistik aufgenommen wer- 
den können. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 hat der Ausschuß auch geprüft, 
ob es vertretbar erscheint, die Frage nach der Ver- 
triebenen- (Flüchtlings-) eigenschaft nicht mehr zu 
stellen. Während eine Minderheit sich dafür aus- 
sprach, die bisherige Regelung beizubehalten, weil 
die Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft auch in 
Zukunft noch Bedeutung haben wird, billigte die 
Mehrheit die Nummer 2 in der von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Fassung, da die Frage 
nach der Vertriebenen- (Flüchtlings-) eigenschaft in 
der statistischen Praxis schon seit 1961 nicht mehr 
gestellt wird und Angaben darüber zu keinen 
brauchbaren Ergebnissen mehr führen. Vor allem 
hat sich gezeigt, daß es immer schwieriger wird, 
Angaben über diejenigen Personen zu erhalten, die 
erst nach der Vertreibung oder Flucht geboren 
wurden, aber wegen ihrer Abstammung als Ver- 
triebene oder Flüchtlinge gelten. Der Mikrozensus 
ermöglicht es auch, laufend Bestandszahlen über die 
beiden Personenkreise zu ermitteln — vgl. Gesetz 
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über die Durchführung einer Repräsentativstatistik 
der Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikro- 
zensus) vom 21. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 767). 


Bonn, den 14. Oktober 1970 


Dr. Miltner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1008 — mit 
der Maßgabe, daß in Artikel 1 Nr. 3 und 7 das Wort 
„äußerlich" gestrichen wird, im übrigen unverändert 
anzunehmen. 


Bonn, den 14. Oktober 1970 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer Dr. Miltner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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